
schläge zur Verbesserung der Fami-
lienpolitik macht, zu unterstützen.  
Hauptziele des Sekretariats für 
Gleichstellung und Familie sind - 
neben der effektiven Durchsetzung 
der Gleichbehandlung - die Koordi-
nation der Familienpolitik, die In-
formation der Öffentlichkeit und die 
Verbesserung des Zugangs zu sei-
nen Dienstleistungen. Für weitere 
Informationen wird auf die Broschü-
re « Infos – Frauen - Familien » und 
die Internetseite verwiesen. Dort 
erhalten Sie juristische und prakti-
sche Informationen und es steht ein 
Verzeichnis von nützlichen Adres-
sen zur Verfügung (mit einer klei-
nen Suchmaschine : 
http://www.vs.ch/Familie oder 
http://www.vs.ch/Gleichstellung 
 > Nützliche Adressen). 
 
Eine Politik zur Unterstützung 
der Familien! 
Aktuell hat das Sekretariat für 
Gleichstellung und Familie in Zu-
sammenarbeit mit der kantonalen 
Dienststelle für Wirtschaftsentwick-
lung und der Walliser Industrie- 
und Handelskammer die Fachstelle 
« UND » beauftragt, damit sie die 
Unternehmen bei der Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für die 
Vereinbarkeit von Familien- und 
Erwerbsarbeit unterstützt und be-
rät. Gleichzeitig baut das Sekretari-

Frauen/Männer, Gleichstellung? 
Als Antwort auf eine Motion aus 
dem Jahr 1989, hat das kantonale 
Parlament 1992 beschlossen, ein 
Gleichstellungsbüro einzurichten 
Das Walliser Gleichstellungsbüro 
öffnete seine Türen am 1. Februar 
1993. Am 1. Juli 1996 trat das eidge-
nössische Gleichstellungsgesetz in 
Kraft und im gleichen Jahr das kan-
tonale Anwendungsgesetz. 
Die Arbeit des Büros bestand darin, 
die Öffentlichkeit zu sensibilisieren 
und über Themen der Gleichbe-
rechtigung zwischen Frauen und 
Männern wie Lohndiskriminierung, 
schwache Vertretung in der Politik, 
Aufgabenteilung usw. zu informie-
ren.  
 

Mit der Annahme des neuen Artikels 
13 bis der Kantonsverfassung über 
den Schutz der Familie wurde das 
Gleichstellungsbüro ab dem 1. Janu-
ar 2006 umgewandelt in das Sekre-
tariat für Gleichstellung und Fami-
lie. Das neue SEGF ist dem Departe-
ment für Finanzen, Institutionen 
und Sicherheit unterstellt. Ihm ob-
liegt unter anderem die Aufgabe, den 
Gleichstellungs- und Familienrat, 
welcher dem Staatsrat konkrete Vor-

at für Gleichstellung und Familie mit 
Unterstützung verschiedener Partner 
ein Netzwerk mit Unternehmen auf, 
welche sich für eine familienfreundli-
che Personalpolitik und die Gleich-
stellung von Mann und Frau einset-
zen. Es geht darum, bei den Walliser 
Unternehmen eine « best practice » in 
diesen beiden Bereichen zu entwi-
ckeln. 
 
Mit dem Ziel einer echten Politik zu 
Gunsten der Familien bearbeitet das 
Sekretariat für Gleichstellung und 
Familie zusammen mit dem Gleich-
stellungs- und Familienrat weitere 
Themen: Entwicklung der familiener-
gänzenden Kinderbetreuung, Harmo-
nisierung der Stundenpläne an den 
Schulen, Besteuerung, häusliche Ge-
walt, berufliche Wiedereingliederung 
von Frauen, usw...  
 
Sekretariat für Gleichstellung und 
Familie 
Rue du Pré-d’Amédée 2 
1950 Sitten 
Tel. 027 606 21 20 
SEF-SGF@admin.vs.ch 
www.vs.ch/Familie oder 

http://www.vs.ch/Gleichstellung 

Präsentation : Sekretariat für Gleichstellung und Familie (SEGF) 

schen Arbeitsmittel - Unterstüt-
zung und Akzeptanz vom privaten 
Umfeld  

• der Beschäftigungsgrad beträgt 
mindestens 50%;  

• das gegenseitige Vertrauen zwi-
schen dem Telearbeiter und den 
Vorgesetzten als Voraussetzung 
für eine ziel- und ergebnisorien-
tierte Führung und Kontrolle ist 
vorhanden.  

• der Telearbeitsplatz ist geeignet;  
• die persönlichen Voraussetzungen 

des Telearbeiters sind vorhanden, 
insbesondere - fachliche Kompe-
tenz und hohe Selbständigkeit in 
der Arbeitsausführung - hohe Zu-
verlässigkeit und Selbstdisziplin - 
Fähigkeit zur Selbstorganisation 
und zum persönlichen Zeitmana-
gement - Fähigkeit zur Selbstmo-
tivation - Kenntnis und Erfahrung 
in der Anwendung der techni-

Wer kann Telearbeit bewilligen 
und welches Vorgehen muss ge-
wählt werden?  
Telearbeit wird 
vom Staatsrat 
auf Antrag des 
Departements 
bewilligt  

VMBA—Postfach 92—1950 Sitten  www.vmba.ch info@vmba.ch 
Präsidentin Ariane Praz ariane.praz@hevs.ch 
Administration Conny Métrailler cornelia.metrailler@hevs.ch 
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Mit grosser Freude und 
dank der Grosszügigkeit 
der Mitglieder des Ver-
bandes der Magistraten, 
Beamten und Angestellten 
des Staates Wallis war es 
möglich dem Verein „Le 
Copain“, welcher sich mit 
grossem Engagement für 
seine Mission einsetzt, 
einen Scheck von Fr. 
7'000.—zu übergeben.  
Auch wenn die täglichen 
Aufgaben für manche Per-
sonen schwierig zu bewäl-
tigen sind, so fühlen Sie 
weniger die belastende 
Einsamkeit wenn Ihnen 
ein Hilfs- und Begleithund 
zugeteilt wurde. Auf eine 
einfache Aufforderung 
seines Meisters ist der 
treue und gutmütige 
Hund zur Stelle. 
Die Hunde lernen unge-
fähr 50 Befehle auf franzö-
sisch... 

Sie können unzählige 
Dienste erweisen, wie 
etwa: 
- Ein Schlüsseletui brin-
gen 
- Brillen auflesen 
- Geldstücke auflesen 
- Türen öffnen 
- Briefpost bringen 
- Wäschestücke aus der 
Waschmachine entneh-
men 
Unsere bescheidene Akti-
on trägt zur Unterstüt-
zung der Ausbildung der 
Hilfs- und Begleithunde 
für motorisch Behinderte 
bei. 
Vielen Dank an die zahl-
reichen Mitglieder, welche 
zum Gelingen dieser wun-
derbaren Weihnachtskol-
lekte grosszügig beigetra-
gen haben. 
Auf dem Photo sieht man 

das der Scheck sowohl von 
den Verantwortlichen als 
auch von den Hunden glei-
chermassen geschätzt 
wird… Diese Hunde sind so 
gut dressiert, dass sie einen 
Scheck einkassieren kön-
nen!!! 
 

Scheckübergabe an Frau 
Nicole Boyer, Herr Jean-
Pierre Fougeiret und 
« Azur »  durch François  
Bétrisey im Namen des 
Komites des VMBA. 

Jahresausflug 

Wie jedes Jahr wird vom Komite des VMBA ein Herbsausflug für die Mitglieder orga-
nisiert. Dieses Jahr wird dieser am Samstag, 8. Septembre 2007 stattfinden. Reservie-
ren Sie bereits das Datum. 
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Vorbezüge zur Finanzierung von 
Wohneigentum und der Scheidungen 
von Versicherten. Diese zwei Faktoren 
entsprechen einem Beitragssatz von 
2% d.h. mehr als 8 Millionen Franken 
Die Herabsetzung des Beitragsatzes 
des Arbeitgebers um 1.5% wirkte sich, 
insbesondere unter Berücksichtigung 
der bestehenden Unterdeckung, eben-
falls nachteilig für die Kasse aus. Der 
Grosse Rat muss diese Entwicklung 
2009 oder 2010 korrigieren. Die Alter-
nativen bestehen in einer vollen Kapi-
talaufstockung, der Zahlung von Zin-
sen auf die Unterdeckung, einer Erhö-
hung der Beiträge oder im Extremfall 
in Leistungskürzungen bei gleichblei-
bendem Beitragssatz.  
 

Betriebsrechnung 2006 
Herr Lambiel kommentierte in Kürze 
die Ergebnisse der Betriebsrechnung. 
Die Bilanz, die Vermögensrechnung 
und weitere Erläuterungen zur Ver-
mögensrechnung finden Sie auch auf 
der Internetseite www.cppev.ch. 
Der notwendige Ertrag zur Deckung 
der Nettoleistungen und des Verwal-
tungsaufwands beträgt unter Berück-
sichtigung des Kapitals 6.76 %. Das 
Kapital spielt eine zu grosse Rolle und 
schwächt das gesamte System der 
Kasse.  
Herr Lambiel wies zudem darauf hin, 
dass der von der VPSW angewandte 
technische Zinsfuss von 4.5 % zu hoch 
ist. Der Vorstand hat noch keinen 
Entscheid für eine Herabsetzung ge-
troffen, fasst einen solchen jedoch ins 
Auge. 
 

Zwischenbericht 2007 
Im Vergleich April 2006 – April 2007 
ist eine sehr hohe Austrittsrate von 
471 Versicherten zu verzeichnen. Die-
se ist zurückzuführen auf den Austritt 
der Versicherten des Walliser Zent-
rums für Lungenkrankheiten (CVP) 
und der Psychiatrischen Institutionen 
des Mittel- und Unterwallis (IPVR). 
Dies hat ab 2007 einen Verlust von 
Beiträgen von jährlich ungefähr 4 Mil-
lionen Franken zur Folge. 
Das Vermögen beträgt nach der Kapi-
talaufstockung 1.38 Milliarden. Der 
Vermögensertrag beläuft sich per En-

de April 2007 auf 4.82 %. 
Verschiedenes 
Zum Schluss der Versammlung wies 
Herr Schnyder auf die Motion im 
Grossen Rat hin, mit welcher gegen 
die Position des Staatrats ein Sta-

tuswechsel der Dienstchefs des Staa-
tes beantragt wird. Sie würden nicht 
mehr als Beamte angestellt, sondern 
gemäss Privatrecht. Er fordert die 
Delegierten auf, sich bei den Abge-
ordneten des Grossen Rates für eine 
Ablehnung einzusetzen, da ein sol-
cher Wechsel weder im Interesse des 
Kantons noch der Beamten ist.  
 

Im Anschluss an die Delegiertenver-
sammlung hielt Herr Dr. Werner 
Hug ein Referat zum Thema : 
Öffentliche Pensionskassen – Teilka-
pitalisierung mit Staatsgarantie  
oder Volldeckung 
Die parlamentarische Initiative von 
Nationalrat Beck verlangt für die 
öffentlichen Pensionskassen in den 
nächsten 25 Jahren einen Deckungs-
grad von 100%. 
Der Bundesrat hat aufgrund eines 
Expertenberichts einen Gesetzesent-
wurf über die öffentlichen Vorsorge-
kassen bis Ende Juni 2007 in die 
Vernehmlassung geschickt. Der Ex-
pertenbericht verlangt eine Gleich-
behandlung der Versicherten und 
der öffentlichen und privaten Kassen 
um eine einheitliche Anwendung des 
BVG zu erreichen. Es werden ver-
schiedene Umsetzungsvarianten und 
Finanzierungsmodelle geprüft. 
 

Das Bundesgesetz über die öffentli-
chen Pensionskassen wird, wenn 
alles planmässig verläuft, frühestens 
auf den 01.01.2009 in Kraft treten. 
Sobald umfassende Informationen 
vorliegen wird die VPSW die not-
wendigen Schritte zur Umsetzung 
dieser neuen Gesetzgebung unter-
nehmen.  

Am 4. Juni 2007 fand unter dem Vor-
sitz von Herrn Präsident Wilhelm 
Schnyder die ordentliche Delegierten-
versammlung der VPSW 
(Vorsorgekasse für das Personal des 
Staaates Wallis) statt.  
Herr Direktor Daniel Lambiel gab 
seinen Geschäftsbericht ab und prä-
sentierte die Rechnung für das Jahr 
2006. 
 

Geschäftsbericht 
Das Jahr 2006 war geprägt vom neu-
en Gesetz über die staatlichen Vor-
sorgeeinrichtungen (GVE), mit wel-
chem die Spielreglen durch den Gros-
sen Rat neu definiert wurden. Zum 
anderen war 2006 ein Übergangsjahr 
(Vorbereitung des Jahres 2007 und 
der folgenden Jahre aufgrund des 
Inkraftretens des GVE). 
Die bereits früher festgelegten Ziele, 
Erreichen eines Deckungsgrades von 
60 % im Jahr 2010 und Stabilisierung 
der technischen Unterdeckung von 
mehr als 830 Millionen, wurden be-
reits vor der Rekapitalisierung per 
Ende 2006 erreicht. Am 31.12.2006 
betrug der Deckungsgrad 61.6 %, die 
Unterdeckung belief sich auf 688 Mil-
lionen und das Vermögen betrug 
mehr als 1.1 Milliarden. 

Im Jahre 2006 betrug der Vermö-
gensertrag dank den ausgezeichneten 
Resultaten der Aktien und der Immo-
bilienanlagen im Ausland 8.4 %. Seit 
4 Jahren in Folge wurde damit das 
Ziel für die Performance der Anlagen 
der VPSW von 5% übertroffen.  
Hingegen ist die strukturelle Ent-
wicklung der Kasse genau zu beob-
achten. Im Jahr 2006 erhöhte sich die 
Zahl der Aktiven um 98 Versicherte 
und die Zahl der Rentner um 108 
Personen. Das demographische Ver-
hältnis hat sich von 2.62 aktiven Ver-
sicherten auf 1 Rentner auf 2.54 ver-
schlechtert. Die Vorsorgeleistungen 
stiegen um 3.3 % und er Aufwand um 
7.6 %, dies insbesondere aufgrund der 

Zusammenfassung der ordentlichen Delegiertenversammlung der VPSW   
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Das demographische Verhältnis 
hat sich von 2.62 aktiven 

Versicherten auf 1 Rentner auf 
2.54 verschlechtert 

Sie würden nicht mehr als 
Beamte angestellt, sondern 

gemäss Privatrecht.  

des Datenschutzes eingehalten sind, 
lässt die neue Versichertennummer 
keine Rückschlüsse auf persönliche 
Daten der versicherten Person mehr 
zu. 
Mit der Einführung der neuen Versi-
chertennummer wird ab 2008 die 
aktuelle AHV-Nummer durch eine 
lebenslang mit der Person verbunde-
ne anonyme Zufallsnummer ersetzt. 
Die neue Versichertennummer 
ermöglicht zudem eine effiziente-
re Zusammenarbeit zwischen 
den europäischen Sozialversiche-
rungssystemen.  
Die AHV ist für die automatische 
Zuteilung der neuen Nummer 
zuständig. Die versicherte Per-
son braucht momentan nichts zu 
unternehmen.  
Für weitere Auskünfte können 
Sie sich an Ihre Ausgleichskasse 

Ab 1. Juli 2008 erfolgt etappenweise 
die Umstellung von der bisherigen 
11-stelligen AHV-Nummer zur neu-
en 13-stelligen Versichertennummer. 
Die aktuelle AHV-Nummer wird seit 
der Einführung der AHV im Jahr 
1948 benutzt. Aus ihr kann ein di-
rekter Bezug zum Versicherten her-
gestellt und gewisse Informationen 
zur Person abgeleitet werden. Die 
Ausgleichskassen erstellen zum Bei-
spiel die individuellen Konti der Ver-
sicherten (Eintragungen der Ein-
kommen) oder berechnen den Zeit-
punkt des Rentenbeginns aufgrund 
der AHV-Nummer. 
Die derzeitige Nummer enthält co-
dierte Angaben zur Person: Geburts-
datum (Tag, Monat, Jahr), Ge-
schlecht, Anfangsbuchstabe des 
Nachnamens, Herkunft. Damit künf-
tig die gesetzlichen Anforderungen 

wenden. Informationen zur neuen 
Versichertennummer finden Sie 
auch auf der Internet-Seite 
www.ahv.ch 
Gleichzeitig mit der Einführung der 
neuen Versichertennummer wird die 
bisherige graue AHV-Karte durch 
einen neuen Ausweis ersetzt (vgl. 
obenstehendes Beispiel) : 

Neue AHV-Nummer. Wie funktioniert es ? 
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Einführung von Telearbeit in der Kantonsverwaltung 
Nicht als Telearbeit gelten Tätigkei-
ten, die sporadisch räumlich entfernt 
ausgeführt werden. Ein regelmässi-
ger einfacher Fernzugriff auf die In-
formatiksysteme und das Datennetz 
der Kantonsverwaltung durch einen 
Beamten gilt nicht als Telearbeit.  
Der Umfang der alternierenden Te-
learbeit Arbeitszeit darf 50 % der 
normalen Arbeitszeit nicht über-
schreiten.  
 
Was bedingt die Ausübung von 
Telearbeit?  
Telearbeit bedarf einer aktiven Kom-
munikation und einer erhöhten in-
ternen Planung und Koordination, 
damit die betrieblichen Abläufe wei-
terhin optimal funktionieren. Die 
Personalführung erfolgt nach dem 
Führungsprinzip einer konsequenten 
ziel- und ergebnisorientierten Perso-
nalführung und -kontrolle.  
Es werden konkrete Ziele vorgege-
ben oder vereinbart, welche inner-
halb eines definierten Zeitraums 

Am 17. Januar 2007 hat der Staats-
rat beschlossen, die Richtlinien zur 
Telearbeit in der Kantonsverwal-
tung, welche von einer Arbeitsgrup-
pe, in welcher auch der VMBA mit-
gearbeitet hat, anzunehmen. Nach-
stehend vermitteln wir Ihnen eine 
Übersicht der wichtigsten Punkte 
der News vom 2. April 2007 der 
Dienstelle für Personal und Organi-
sation. 
 
„Was ist Telearbeit?  
Telearbeit, so wie es in der Kantons-
verwaltung praktiziert wird, umfasst 
sämtliche Tätig-
keiten, die re-
gelmässig räum-
lich entfernt 
vom ordentli-
chen dienstli-
chen Arbeits-
platz in der kan-
tonalen Verwal-
tung ausgeführt werden, soweit es 
sich nicht um Aussendienst handelt.  

erbracht werden müssen. Die Zieler-
reichung ist vom Dienstchef  
regelmässig zu überprüfen. 
 
Was sind die Bedingungen um 
Telearbeit praktizieren zu kön-
nen?  
Telearbeit empfiehlt sich besonders 
für Funktionen, die einen hohen Au-
tonomiegrad aufweisen und ergeb-
nisorientiert geführt werden können.  
• die Tätigkeit muss für die Telear-

beit geeignet sein;  
• die räumliche Anwesenheit am 

ordentlichen Dienstort, sowie der 
persönliche Direktkontakt zu Vor-
gesetzten, Mitarbeitern, Kunden 
oder anderen Ressourcen ist nicht 
permanent erforderlich;  

• die Arbeitsergebnisse am Telear-
beitsort sind objektiv einfach mess-
bar;  

• der technische und organisatori-
sche Aufwand ist nicht unverhält-
nismässig gross; 


